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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über den Verbraucherkredit 

»EG-Dok. 5147/79« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt, auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft geltenden Rechtsvorschriften für 
Verbraucher kr edite sind von Land zu Land sehr 
unterschiedlich. 

Unterschiedliche nationale Reditsvorschriften 
können die Einführung eines Systems gefährden, 
das gewährleisten soll, daß der Wettbewerb der 
Kreditgeber auf dem Gemeinsamen Markt nicht ver- 
fälscht wird. 

Unterschiedliche Vorschriften führen zu einem 
unterschiedlichen Grad an Verbraucherschutz in den 
einzelnen Mitgliedstaaten; sie erschweren die Mög- 
lichkeit für den Verbraucher, in einem anderen Mit- 
gliedstaat einen Verbraucherkredit aufzunehmen, 
und berühren das Volumen und die Art der in An- 
spruch genommenen Kredite, sowie den Erwerb von 
Gütern und Leistungen; unterschiedliche Rechtsvor- 
schriften beeinflussen infolgedessen den freien Wa- 
ren- und Dienstleistungsverkehr auf Kreditbasis und 
verhindern somit die harmonische Entwicklung der 
Wirtschaftstätigkeiten innerhalb der Gemeinschaft. 
Das erste Programm der Europäischen Wirtschafts- 


gemeinschaft für eine Politik zum Schutz und zur 
Unterrichtung der Verbraucher sieht unter ande- 
rem vor, daß der Verbraucher vor mißbräuchlichen 
Kreditbedingungen zu schützen ist und daß vorran- 
gig eine Harmonisierung der allgemeinen Bedin- 
gungen für den Verbraucherkredit vorzunehmen ist. 

Aus den vorstehenden Gründen haben die in den 
Mitgliedstaaten geltenden Gesetze unmittelbare 
Auswirkungen auf das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes. 

Das Volumen der in der Gemeinschaft zur Erfül- 
lung privater Bedürfnisse in Anspruch genommenen 
Verbraucherkredite hat sich in den letzten Jahr- 
zehnten erheblidi vergrößert; es weist insgesamt 
weiter steigende Tendenz auf. 

Die Art der in Anspruch genommenen Kredite hat 
sich im Laufe der Zeit geändert; neue Formen haben 
sich herausgebildet und entwickeln sich weiter. 

Nicht selten fehlt es an einer Information, die er- 
forderlich ist, dem Verbraucher die Bedingungen, 
unter denen ein Kredit zur Verfügung gestellt wird, 
den Preis des Kredits und den Inhalt der eingegan- 
genen Verpflichtungen hinreichend deutlich vor 
Augen zu führen; die vertraglichen Bedingungen 
sind dem Verbraucher nicht selten nachteilig. 

Angesichts der unterschiedlichen wirtschaftlichen 
Konsequenzen in den Mitgliedstaaten kann es not- 
wendig sein, unterschiedliche Grenzen festzusetzen, 
oberhalb oder unterhalb derer die Vorschriften die- 
ser Richtlinie keine Anwendung finden; diese 
Grenzen müssen jedoch aufgrund eines gemein- 
schaftlichen Verfahrens festgesetzt werden. 


1) ABI. EG Nr. C 92 vom 25. April 1975, S. 1 
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Ein besserer Schutz des Verbrauchers kann da- 
durch erreicht werden, daß bestimmte Mindestvor- 
schriften für alle Formen des Kredits erlassen wer- 
den; es müssen jedoch spezifische Regelungen für 
die von den Banken und sonstigen Geldinstituten 
eingeräumten oder akzeptierten Überziehungskre- 
dite vorgesehen werden. 

Angaben über Kosten des Kredits in der Werbung 
und in den Geschäftsräumen des Kreditgebers oder 
Kreditvermittlers können dem Verbraucher den 
Vergleich zwischen verschiedenen Angeboten er- 
leichtern; die Mitgliedstaaten müssen das unaufge- 
forderte Aufsuchen des Verbrauchers, um ihm den 
Abschluß eines Personalkredits anzutragen, voll- 
ständig verbieten können. 

Der Schutz des Verbrauchers wird ferner erhöht, 
wenn Kreditverträge schriftlich abgefaßt werden 
und bestimmte Angaben über die wesentlichen ver- 
traglichen Bestimmungen enthalten. 

Es muß verhindert werden, daß der Kreditgeber 
bei Zahlungsverzug des Verbrauchers die auf Kredit 
gelieferte Sache wieder an sich nimmt, der Verbrau- 
cher aber dennoch zur Zahlung verpflichtet bleibt; 
daher ist vorzusehen, daß der Kreditvertrag als auf- 
gelöst gilt, falls der Kreditnehmer die Sache wieder 
an sich nimmt. 

Angesichts der erheblichen Bedeutung, die ein 
Kredit für die wirtschaftliche und häufig auch per- 
sönliche Situation des Verbrauchers hat, ist dem 
Verbraucher zu gestatten, seine Verbindlichkeiten 
vorzeitig zu erfüllen. Die gezahlten Zinsen und 
Kosten sind ihm dann entsprechend den einzelstaat- 
lichen Rechtsvorschriften zurückzuerstatten. 

Bei Abtretung der Rechte aus dem Kreditvertrag 
darf die Rechtsstellung des Verbrauchers nicht ver- 
schlechtert werden. 

Die Verwendung von Handelspapieren im Rah- 
men von Kreditverträgen mit einem Verbraucher 
ist einzuschränken; Schecks sind auf ihre Funktion 
als Zahlungsmittel zurückzuführen. 

Arbeiten Kreditgeber und Lieferer einer Sache im 
Einzelfall zusammen, so ist es notwendig, sie auch 
beide für die von dem Verbraucher erbrachten 
Zahlungen haften zu lassen, falls die Sache nicht 
vertragsgemäß geliefert wird; es ist jedoch ange- 
messen, den Kreditgeber nicht auch für Schäden 
haften zu lassen, die von einer mangelhaften Sache 
an anderen Gütern des Verbrauchers oder eines 
Dritten verursacht werden. 


Zur Kontrolle der Kreditgeber sind von den Mit- 
gliedstaaten geeignete Maßnahmen vorzusehen. 

Vertragliche Abweichungen von den in Ausfüh- 
rung dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften sind 
nicht zuzulassen. 

Unbeschadet der Vorschriften dieser Richtlinie 
bleibt es den Mitgliedstaaten unbenommen, weitere 
Maßnahmen zum Schutz der Verbraucher unter Be- 
achtung ihrer Verpflichtungen aus dem Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und vor allem der Bestimmungen über den freien 
Warenverkehr, den freien Dienstleistungsverkehr 
und den Wettbewerb einzuführen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

1. Diese Richtlinie findet auf Kreditverträge An- 
wendung. 

2. Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet 

a) „Verbraucher" eine natürliche Person, die 
überwiegend nicht im Rahmen einer gewerb- 
lichen oder beruflichen Tätigkeit handelt; 

b) „Kreditgeber" eine natürliche oder juristische 
Person, die in Ausübung ihrer gewerblichen 
oder beruflichen Tätigkeit einen Kredit ge- 
währt; 

c) „Kreditvertrag" einen Vertrag, bei dem ein 
Kreditgeber einem Verbraucher einen Kredit 
in Form eines Zahlungsaufschubs, eines Dar- 
lehens oder Versprechens eines Darlehens 
oder einer sonstigen Finanzierungshilfe ge- 
währt und der Verbraucher den Kredit ein- 
schließlich etwaiger Zinsen und Kosten in 
mehr als einem Betrag zu bezahlen hat; 

d) „effektiver Jahreszins" den in einem Vom- 
hundersatz pro Jahr ausgedrückten, unter 
Einschluß der Zinsen und sämtlicher Kosten 
berechneten Gesamtpreis des gewährten Kre- 
dits-, die Berechnung des effektiven Jahres- 
zinses erfolgt gemäß den von den Mitglied- 
staaten festgelegten Regeln. 

3. Als Kreditvertrag nach Absatz 2 c gilt auch ein 
Vertrag mit einem Verbraucher über die Liefe- 
rung von Sachen oder Leistungen, 

a) der durch einen Kreditvertrag zwischen einem 
Lieferer und einem Verbraucher finanziert 
wird; 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 21. März 1979 - 14 - 680 70 ~ E - 67f79: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 27. Februar 1979 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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b) der durch einen Kreditvertrag zwischen einem 
Kreditgeber und einem Verbraucher finan- 
ziert wird, sofern der Kreditgeber mit dem 
Lieferer hinsichtlich des Vertrages über die 
Lieferung von Sachen oder Leistungen zu- 
sammenarbeitet. 

4. Die Mitgiiedstaaten passen die Vorschriften die- 
ser Richtlinie an die von einem Kreditvermittler 
mit einem Verbraucher abgeschlossenen Verträ- 
ge an. 

Artikel 2 

1. Diese Richtlinie findet keine Anwendung 

a) auf Kreditverträge oder Kreditversprechen, 
die hauptsächlich zum Erwerb von Eigentums- 
rechten an einem Grundstück oder einem vor- 
handenen oder noch zu errichtenden Gebäude 
oder zur Renovierung oder Verbesserung 
eines Gebäudes bestimmt sind; 

b) auf Mietverträge; 

c) auf Verträge, insbesondere Verträge über die 
Lieferung von Sachen oder Leistungen, bei 
denen dem Verbraucher ein höchstens drei- 
monatiger Aufschub zur Zahlung des Ver- 
tragspreises gewährt wird; 

d) vorbehaltlich der Bestimmungen von Arti- 
kel 8, auf durch ein Kredit- oder Geldinstitut 
gewährte oder akzeptierte Kredite in Form 
von Überziehungskrediten auf laufenden 
Konten, mit Ausnahme der Kreditkarten; 

e) auf Kreditverträge oberhalb oder unterhalb 
von bestimmten Beträgen, die von der Kom- 
mission für den jeweiligen Staat, der einen 
entsprechenden Antrag stellt, nach Konsultie- 
rung dieses Staates festgesetzt werden. 

2. Finden die Vorschriften des Absatzes 1 e dieses 
Artikels Anwendung, so stellen die betroffenen 
Mitgliedstaaten sicher, daß die Vorschriften über 
den Verbraucherkredit nicht durch eine beson- 
dere Gestaltung der Verträge, insbesondere eine 
Aufteilung des Kreditbetrages auf mehrere Ver- 
träge, umgangen werden. 

Artikel 3 

Unbeschadet der allgemeinen Vorschriften über 
irreführende und unlautere Werbung sind in einer 
Werbung, in der jemand seine Bereitschaft erklärt, 
Kreditverträge abzuschließen oder den Abschluß 
von Kreditverträgen zu vermitteln und in der Ko- 
sten des Kredits genannt werden, sämtliche Kosten 
anzugeben. Wird ein Vomhundertsatz genannt, so 
hat diesem der effektive Jahreszins zugrunde zu 
liegen. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten können verbieten, einen Ver- 
braucher ohne vorherige Aufforderung in seiner 
Wohnung, an seinem Arbeitsplatz oder an einem 
sonstigen Platz aufzusuchen, um ihm den Abschluß 
eines Kreditvertrages anzutragen. 


Artikel 5 

Wer bereit ist, Kreditverträge abzuschließen oder 
den Abschluß von Kreditverträgen zu vermitteln, 
hat in seinen der Öffentlichkeit zugänglichen Ge- 
schäftsräumen für die von ihm gewährten Kredite 
den Jahreszinssatz und die anfallenden sonstigen 
Kosten und/oder die Möglichkeit für den Verbrau- 
cher, ein Angebot zu erhalten, an das sich der An- 
bieter im Falle der Kreditgewährung halten muß, 
deutlich lesbar anzuzeigen. In beiden Fällen hat er 
zur Erläuterung am Beispiel einzelner Kreditbeträ- 
ge den effektiven Jahreszins anzugeben. 

Artikel 6 

1. Kreditverträge sind schriftlich abzufassen. Der 
Kreditvertrag ist von beiden Parteien zu unter- 
zeichnen. Auf seiten des Kreditgebers genügt 
eine Nachbildung der eigenhändigen Unter- 
schrift. Der Verbraucher erhält eine Ausfertigung 
des schriftlichen Vertrages. 

2. Die schriftliche Vertragsurkunde enthält die we- 
sentlichen Vertragsbedingungen und mindestens 
folgende Angaben: 

a) Kreditverträge, die die Lieferung von Sachen 

oder Leistungen betreffen: 

1) eine Beschreibung der Sachen oder Lei- 
stungen, die Gegenstand des Vertrages 
sind; 

2) den Barzahlungspreis und den Teilzah- 
lungspreis, falls dieser vom Barzahlungs- 
preis verschieden ist; 

3) den effektiven Jahreszins, falls der Bar- 
zahlungspreis vom Teilzahlungspreis ver- 
schieden ist; 

4) den Betrag einer etwaigen Anzahlung so- 
wie die Fälligkeit, die Anzahl und den Be- 
trag der Teilzahlungen; 

5) die Bestimmungen hinsichtlich des Preis- 
nachlasses bei vorzeitiger Rückzahlung; 

6) wer Eigentümer der Sachen ist und unter 
welchen Voraussetzungen der Verbraucher 
Eigentümer der Sachen wird; 

7) Angaben über etwaige Sicherheiten; 

b) Kreditverträge, die Kreditkarten betreffen: 

1) ein die Kreditkarte kenntlich machendes 
Zeichen; 

2) die etwaige Höchstgrenze des Kredits; 

3) den Jahreszins, sofern ein solcher festge- 
legt ist, sowie den Betrag der Kosten; 

4) die Rückzahlungsbedingungen; 

c) Andere unter diese Richtlinie fallende Kredit- 
verträge: 

1) den Kreditbetrag oder seine Höchstgrenze 
oder - bei einem Kreditversprechen - den 
in Aussicht genommenen Kreditbetrag 
oder dessen Höchstgrenze; 
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2) den Jahreszinssatz und alle sonstigen Ko- 
sten; 

3) den effektiven Jahreszins, es sei denn, es 
handelt sich um das Versprechen eines 
Darlehens; in diesem Fall ist der effekti- 
ve Jahreszins bei Auszahlung des Dar- 
lehens auszugeben; 

4) Angaben über etwaige Sicherheiten; 

5) die Rückzahlungsbedingungen. 

Artikel 7 

Das Recht jedes Mitgliedstaates legt fest, welche 
Rechtsfolgen sich aus der Nichtbeachtung von Arti- 
kel 6 ergeben. 

Artikel 8 

Unbeschadet der Ausnahmeregelung gemäß Artikel 
2.1.d, muß der Verbraucher bei Krediten in Form 
von Uberziehungskrediten auf Sichtkonten im Sinne 
von Artikel 2.1.d schriftlich informiert werden: 

a) im Augenblick des Vertragsabschlusses 

— über die etwaige Höchstgrenze des Kredit- 
betrages; 

— über den Jahreszinssatz und die bei Abschluß 
des Vertrages in Rechnung gestellten Kosten 
sowie die Bedingungen für mögliche Ände- 
rungen des Vertrages; 

— über die Modalitäten einer Beendigung des 
V ertr agsverhältnisses ; 

b) während der Laufzeit des Vertrages von jeder 
Änderung des Jahreszinses und der in Rechnung 
gestellten Kosten im Augenblick ihres Eintre- 
tens. Diese Unterrichtung kann in Form eines 
Kontoauszuges erfolgen, sofern diese Kontoaus- 
züge in Zeitabständen von höchstens einem Mo- 
nat erstellt werden; 

c) von dem Jahreszinssatz und den etwaigen Ko- 
sten sowie von jeglicher diesbezüglichen Ände- 
rung, sofern sich eine stillschweigend akzeptier- 
te Überziehung über einen Zeitraum von drei 
Monaten hinaus fortsetzt. 

Artikel 9 

1. Nimmt ein Kreditgeber aufgrund eines Eigen- 
tumsrechts oder eines sonstigen Rechts an einer 
im Rahmen eines Kreditvertrages gelieferten 
Sache diese Sache wieder an sich, so gilt der 
Kreditvertrag als aufgelöst. 

2. Die Mitgliedstaaten legen Regeln fest, um sicher- 
zustellen, daß die Rücknahme der Sache nicht zu 
einer ungerechtfertigten Benachteiligung einer 
der Vertragsparteien führt. 

Artikel 10 

Der Verbraucher ist berechtigt, seine Verbindlich- 
keiten aus einem Kreditvertrag vorzeitig zu erfül- 
len; Zinsen und andere Kosten des Kredits sind ihm 
in diesem Fall gemäß den von den Mitgliedstaaten 
zu erlassenden Vorschriften zurückzuerstatten. 


Artikel 11 

Tritt der Kreditgeber seine Ansprüche gegen den 
Verbraucher aus einem Kreditvertrag an einen Drit- 
ten ab, so kann der Verbraucher dem Dritten gegen- 
über Einreden - einschließlich der Aufrechnungs- 
einrede -, soweit sie ihm aus dem Kreditvertrag 
vor der Abtretung gegen den Kreditgeber zustanden 
oder zugestanden hätten, geltend machen. 

Artikel 12 

Im Rahmen von Kreditverträgen dürfen 

a) Wechsel - mit Ausnahme von Schecks - und In- 
haberschuldverschreibungen nicht verwendet 
werden, gleichgültig ob als Sicherheit oder als 
Zahlungsmittel; 

b) dürfen Schecks nur als Zahlungsmittel verwen- 
det werden. 

Artikel 13 

1. Erbringt der Verbraucher den Beweis einer Zu- 
sammenarbeit gemäß Artikel 1 Abs. 3 b und 
wurde die Sache oder Leistung nicht geliefert, 
ohne daß er hierfür verantwortlich ist, und kann 
der Verbraucher nach dem anwendbaren Recht 
eines Mitgliedstaates von dem Lieferer die ge- 
leisteten Zahlungen zurückverlangen und wei- 
tere Zahlungen verweigern, so steht ihm ein 
gleiches Recht gegen den Kreditgeber zu. 

2. Unter den in Absatz 1 genannten Voraussetzun- 
gen stehen dem Verbraucher die gleichen Rechte 
zu, falls eine Sache oder Leistung geliefert wird, 
die nicht von der vertraglich vorausgesetzten Be- 
schaffenheit ist. 

3. In den Fällen der Absätze 1 und 2 haften Lieferer 
und Kreditgeber dem Verbraucher für die even- 
tuelle Rückzahlung bezahlter Beträge als Ge- 
samtschuldner. 

4. Weitergehende Ansprüche des Verbrauchers 
gegen den Lieferer sowie Ansprüche des Kredit- 
gebers gegen den Lieferer bleiben unberührt. 

Artikeln 
1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, 

a) daß Personen, die Kreditverträge abzuschlie- 
ßen oder zu vermitteln bereit sind, einer be- 
hördlichen Erlaubnis bedürfen; oder 

b) daß Personen, die Kreditverträge abschließen 
oder den Abschluß von Kreditverträgen ver- 
mitteln, hinsichtlich dieser Tätigkeit von einer 
Behörde kontrolliert werden; oder 

c) eine Einrichtung zur Entgegennahme von Be- 
schwerden seitens einzelner Verbraucher über 
von ihnen abgeschlossene oder ihnen ange- 
tragene Kreditverträge sowie zur Entgegen- 
nahme von Beschwerden seitens der Ver- 
braucherorganisationen über Kreditverträge 
oder einzelnen Verbrauchern vorgeschlagene 
Kreditbedingungen; 
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d) daß den in Absatz 1 a weiter oben genannten 
Personen, sofern sie der Begriffsbestimmung 
von Artikel 1 der ersten Richtlinie zur Ko- 
ordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über die Aufnahme und Ausübung 
der Tätigkeit der Kreditinstitute entspre- 
chen, keine behördliche Erlaubnis zur Aus- 
übung ihrer Tätigkeit erteilt werden kann, 
bevor sie nicht im Besitz der Zulassung zur 
Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute 
sind. Wird ihnen diese Zulassung wieder ent- 
zogen, wird ihnen auch die behördliche Er- 
laubnis zur Ausübung ihrer Tätigkeiten im 
Bereich des Verbraucherkredits entzogen. 

2. Die in Absatz 1 c genannte Einrichtung ist be- 
rechtigt, die eingegangenen Beschwerden zu un- 
tersuchen, einzelne Verbraucher über den ihnen 
zustehenden Rechtsschutz zu beraten und Ge- 
richtsverfahren für einzelne Verbraucher einzu- 
leiten, falls diese ihr Recht nicht geltend ma- 
chen wollen, jedoch dem Tätigwerden der Ein- 
richtung an ihrer Stelle zustimmen. 


1) ABI. EG Nr. L 322 vom 17. Dezember 1977, S. 30 


Artikel 15 

Von den in Ausführung dieser Richtlinie ergangenen 
Vorschriften darf im Rahmen vertraglicher Verein- 
barungen nicht zum Nachteil des Verbrauchers ab- 
gewichen werden. 

Artikel 16 

Die Mitgliedstaaten sind berechtigt, in Übereinstim- 
mung mit ihren Verpflichtungen aus dem EWG-Ver- 
trag zum Schutz der Verbraucher weitergehende 
Vorschriften vorzusehen oder beizubehalten. 

Artikel 17 

1 . Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um dieser Richtlinie binnen 
18 Monaten nach ihrer Bekanntgabe nachzukom- 
men, und unterrichten die Kommission unver- 
züglich hiervon. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften mit, die sie auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet erlassen. 

Artikel 18 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Erläuterungen 

I. Allgemeines 

1. Kredite, die Verbraucher zur Erfüllung privater 
Bedürfnisse in Anspruch nehmen, sind seit je- 
her Gegenstand besonderer Aufmerksamkeit 
der Mitgliedstaaten gewesen. Allgemein ist 
man davon überzeugt, daß der Verbraucher, der 
einen Kredit in Anspruch nimmt, gegen Kredit- 
bedingungen geschützt werden muß, die ihn 
übermäßig belasten. 

Die erhöhte Schutzbedürftigkeit des Verbrau- 
chers im Bereich des Verbraucherkredits ge- 
genüber Barzahlungsverträgen ist namentlich in 
zwei Umständen begründet: einmal geht der 
Verbraucher Zahlungsverpflichtungen ein, die 
er regelmäßig nicht sofort bei Vertragsschluß 
erfüllen kann, sondern zu deren Tilgung er 
einen längeren Zeitraum benötigt. Die finan- 
zielle Verpflichtung stellt also typischerweise 
eine erhebliche Belastung für den Verbraucher 
dar. Zum anderen ist der Verbraucher schutz- 
bedürftig, weil er einen Geldbedarf hat, und 
deswegen leichter geneigt ist, die Kreditbedin- 
gungen desjenigen zu akzeptieren, der bereit 
ist, ihm dieses Geld zur Verfügung zu stellen. 
Als Gegenleistung verpflichtet sich der Ver- 
braucher zu Zahlungen in der Zukunft, ohne im- 
stande zu sein, mit letzter Sicherheit vorherzu- 
sehen, ob nicht bestimmte Umstände - etwa 
Krankheit, Arbeitslosigkeit, familiäre Umstände 
- eine rechtzeitige und vertragsgerechte Bezah- 
lung der eingegangenen Verpflichtungen ver- 
hindern. 

2. Das Schutzbedürfnis des Verbrauchers besteht 
sowohl gegenüber den herkömmlichen Formen 
des Kredits - insbesondere den Abzahlungs- 
käufen und den an einen bestimmten Zweck ge- 
bundenen Darlehen - als auch gegenüber den 
Formen des Kredits, die sich erst in jüngster 
Zeit in größerem Umfang entwickelt haben oder 
weiteren Kreisen von Verbrauchern zugänglich 
geworden ist - etwa der mittels einer Scheck- 
karte gewährte Kredit, der Überziehungskredit 
oder der laufende Kredit. Auch bei diesen zu- 
letzt genannten Kreditformen geht der Ver- 
braucher eine Verpflichtung ein, deren Erfül- 
lung von der zukünftigen, nicht genau überseh- 
baren Entwicklung seiner persönlichen und 
wirtschaftlichen Situation abhängig ist. 

II. Die Rechtslage in den Mitgliedstaaten 

3. Die Mehrzahl der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten befassen sich nicht mit dem Ver- 
braucherkredit als ganzem, sondern regeln ver- 
schiedene Teilaspekte dieses Gesamtbereichs, 
insbesondere den Abzahlungskauf und ähnliche 
Verträge. In mehreren Mitgliedstaaten werden 
Überlegungen angestellt, die bisherigen gesetz- 
lichen Vorschriften den neueren Entwicklungen 
auf dem Gebiet des Verbraucherkredits anzu- 
passen. 


4. In Belgien regelt ein Gesetz von 1957, das 1965 
abgeändert wurde, zahlreiche der mit dem Ver- 
braucherkredit zusammenhängenden Fragen. 
Das Gesetz betrifft Abzahlungsgeschäfte und 
Darlehensverträge, die für den Erwerb von Sa- 
chen oder Leistungen bestimmt sind. Es schreibt 
die Schriftform für derartige Verträge vor, er- 
fordert die Angabe bestimmter Umstände in 
dem Vertrag und gewährt dem Verbraucher in 
einzelnen Fällen ein Widerrufsrecht. 

5. In Frankreich regeln mehrere Gesetze und Ver- 
ordnungen, die in den Jahren seit 1955 ergan- 
gen sind, Fragen der Werbung, höchstzulässi- 
gen Zinsen und der Information der Verbrau- 
cher auf dem Gebiet des Verbraucherkredits. 
Diese Vorschriften wurden mehrfach der Ent- 
wicklung angepaßt. Ein Gesetz vom 10. Januar 
1978 regelt die Unterrichtung und den Schutz 
der Verbraucher im Bereich bestimmter Dar- 
lehenstransaktionen. 

6. In Luxemburg gelten für Abzahlungskäufe zwei 
Gesetze aus den Jahren 1961 und 1965. Diese 
Gesetze schreiben für Verträge über den Er- 
werb einer Sache auf Abzahlung die Schriftform 
vor, regeln die Laufzeit des Kredits und räumen 
dem Verbraucher ein Widerrufsrecht von zwei 
Tagen ein. 

7. In den Niederlanden gilt für Verbraucherkre- 
dite das Gesetz „op konsumptief geldkrediet" 
von 1972. Das Gesetz schreibt die Schriftform 
für Kreditverträge und Angaben vor, die in 
dem Vertrag mit dem Verbraucher enthalten 
sein müssen. Es verbietet den Haustürbesuch 
von Kreditgebern und sieht mehrere andere 
Vorschriften zum Schutz des Kreditnehmers vor. 
Der Kauf auf Abzahlung wird im einzelnen 
durch das Gesetz über Abzahlungsgeschäfte von 
1961 geregelt. 

8. In Deutschland erfaßt das Gesetz betreffend die 
Abzahlungsgeschäfte in der seit 1974 geltenden 
Fassung den Kauf von Sachen auf Teilzahlung 
sowie ähnliche Verträge. Das Gesetz sieht die 
Schriftform für die Willenserklärung des Käu- 
fers vor, gibt dem Käufer ein einwöchiges Wi- 
derrufsrecht und enthält verschiedene andere, 
den Käufer schützende Bestimmungen. Es gilt 
nicht, falls der Käufer als Kaufmann registriert 
ist. ^ 

9. In Italien gelten für Verbraucherkredite die 
allgemeinen Vorschriften des codice civile. 

10. In Dänemark gelten die allgemeinen gesetz- 
lichen Vorschriften für Darlehen und verwandte 
Rechtsgeschäfte, Abzahlungskäufe sind durch 
ein besonderes Gesetz geregelt, das Einzelhei- 
ten des Vertragsschlusses und des Vertragsin- 
haltes, die Frage einer Anzahlung und einer vor- 
zeitigen Rückzahlung sowie ähnliche Fragen 
regelt. Eine Gesetzesreform ist seit längerem in 
Vorbereitung. 

11. In Irland regeln Gesetze von 1946 und 1960 
den Abzahlungskauf und mehrere gesetzliche 
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Texte Darlehensverträge und ähnliche Verträ- 
ge. Für Abzahlungskäufe ist ein schriftlicher 
Vertrag vorgesehen, der bestimmte, für den 
Verbraucher wesentliche Bestimmungen enthal- 
ten muß. Ein Reformgesetz ist in Vorbereitung. 

12. Im Vereinigten Königreich gilt seit 1974 der 
Consumer Credit Act, der alle Formen des Ver- 
braucherkredits erfaßt. Das Gesetz, das teil- 
weise noch durch Ausführungsverordnungen er- 
gänzt werden muß, sieht ein allgemeines Li- 
zenzsystem für Kreditgeber vor, regelt Form 
und Inhalt von Kreditverträgen oberhalb und 
unterhalb einer bestimmten Wertgrenze, Wer- 
bung und Geschäftspraktiken der Kreditgeber, 
Rechte und Pflichten der Vertragsparteien und 
enthält Bestimmungen über die Durchführung 
des Vertrages. 

IIL Bemerkungen zu der Richtlinie 

1. Allgemeine Bemerkungen 

13. Die vorliegende Richtlinie stützt sich auf Arti- 
kel 100 EWG-Vertrag. Die verschiedenen 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den 
Verbraucherkredit wirken sich auf das Funktio- 
nieren des Gemeinsamen Marktes unmittelbar 
aus. 

14. Zu den Aufgaben der Gemeinschaft gehört die 

Förderung einer harmonischen Entwicklung des 
Wirtschaftslebens und eine beschleunigte He- 
bung der Lebenshaltung innerhalb der Gemein- 
schaft. Ein von Land zu Land unterschiedliches 
Maß an Verbraucherschutz erschwert oder ver- 
hindert das Erreichen dieser Ziele. Der Ver- 
braucher, der sich gegen ungünstige Kreditbe- 
dingungen durch gesetzliche Vorschriften ge- 
schützt weiß, wird ferner eher geneigt sein, 
zur Befriedigung seiner Bedürfnisse einen Kre- 
dit aufzunehmen als der Verbraucher, der diese 
Rückendeckung nicht hat. Unterschiedliche 
Rechtsvorschriften beeinflussen den Umfang 
und die Art der von Verbrauchern in Anspruch 
genommenen Kredite und erschweren damit 
eine harmonische Entwicklung in allen Berei- 
chen der Gemeinschaft. n 

Die unterschiedlichen Rechtsvorschriften beein- 
flussen ferner den freien Wettbewerb zwischen 
Kreditgebern. Wenn auch die Zinssätze von 
Land zu Land unterschiedlich sein mögen, so 
wirken sich doch auch die Vorschriften über die 
Werbung, über Form und Inhalt von Kredit- 
verträgen, das Widerrufsrecht, Haftungsfragen 
usw. auf die betriebliche Kalkulation des Kre- 
ditgebers aus und tragen somit - insbesondere 
im Grenzbereich mehrerer Mitgliedstaaten - zu 
unterschiedlichen Kreditangeboten an den Ver- 
braucher bei. Ein Wettbewerb, der vor Verfäl- 
schungen geschützt ist, gehört zu den Grund- 
voraussetzungen des Gemeinsamen Marktes. 

15. Am 14. April 1975 hat der Ministerrat der Euro- 
päischen Gemeinschaften das „Erste Programm 
für eine Politik zum Schutz und zur Unterrich- 


tung der Verbraucher" angenommen^). Dieses 
Programm sieht in Nummer 18, 19 i, 20 und 21 
unter anderem vor, daß vorrangig legislative 
Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene zu ergrei- 
fen sind, um zu einer Harmonisierung der allge- 
meinen Bedingungen für den Verbraucherkredit 
zu gelangen und den Verbraucher vor miß- 
bräuchlichen Kreditbedingungen zu schützen. 

16. Der Richtlinienvorschlag kommt diesem Auftrag 
des Programms nach. Er bemüht sich, möglichst 
alle Formen des Verbraucherkredits zu erfas- 
sen. Es hat sich nämlich gezeigt, daß gesetzliche 
Vorschriften, die nur einen bestimmten Be- 
reich des Verbraucherkredits regeln - etwa den 
Kauf auf Abzahlung - nicht selten dazu führen, 
daß andere Formen des Kredits bevorzugt wer- 
den, die nicht oder nur in geringem Umfang ge- 
setzlich geregelt sind. Damit wird der von der 
gesetzlichen Regelung bezweckte Schutz des 
Verbrauchers oft nicht erreicht. 

17. Der Richtlinienvor schlag stellt Mindestvor- 
schriften zur Information und zum Schutz des 
Verbrauchers auf. Die Vorschriften über die 
Information des Verbrauchers sollen die Markt- 
transparenz erhöhen und es dem Verbraucher 
erleichtern, das für ihn günstigste Angebot der 
verschiedenen Kreditgeber auszuwählen. Sie 
sollen ihn ferner instandsetzen, sich vor Ab- 
schluß und während der Laufzeit des Kredit- 
vertrages über die verschiedenen vertraglichen 
Rechte und Pflichten Klarheit zu verschaffen 
und sein Verhalten entsprechend einrichten zu 
können. Die Vorschriften, die auf den Schutz 
des Verbrauchers abstellen, bezwecken, in den 
gesamten Vertragsbedingungen ein Gleichge- 
wicht herzustellen, das den Interessen des Ver- 
brauchers gerecht wird. 

18. Da die Vorstellungen in den Mitgliedstaaten 
über das Ausmaß, in dem ein Schutz des Ver- 
brauchers erforderlich ist, unterschiedlich sind 
und von zahlreichen Erwägungen wirtschaft- 
licher, konjunktureller, sozialer und gesell- 
schaftspolitischer Art abhängen, können die 
Vorschriften der Richtlinie lediglich Mindest- 
vorschriften zum Schutz der Verbraucher sein; 
den Mitgliedstaaten muß es unbenommen blei- 
ben, weitergehende Vorschriften zu erlassen, 
falls sie dies zum Schutz der Verbraucher für 
erforderlich halten. 

19. Eine von der Kommission einberuf ene Gruppe 
von Regierungsexperten der Mitgliedstaaten 
hat den Richtlinienvorschlag in seinen verschie- 
denen Fassungen seit 1974 mehrfach beraten. 
Die interessierten Wirtschaftsverbände der In- 
dustrie, des Handels, der Banken und Versiche- 
rungen sowie die Gewerkschaften und Ver- 
braucherorganisationen hatten Gelegenheit, zu 
den Entwürfen Stellung zu nehmen. Der Bera- 
tende Verbraucherausschuß der Kommission 


1) ABI. EG Nr. C 92 vom 25. April 1975, S. 1 
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hat sich ebenfalls mit den Entwürfen befaßt und 
eine Stellungnahme erarbeitet. Zahlreiche na- 
tionale Verbände haben ihre Auffassung zu den 
Entwürfen schriftlich oder in Gesprächen mit 
den Dienststellen der Kommission dargelegt. 

20. Da die Durchführung der Richtlinie in mehreren 
Mitgliedstaaten eine Änderung gesetzlicher 
Vorschriften zur Folge hätte, ist eine Anhörung 
des Europäischen Parlaments sowie des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses erforderlich (Ar- 
tikel 100 Abs. 2 EWG-Vertrag). 

2. Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln 

Artikel 1 

Dieser Artikel legt den Anwendungsbereich der 
Richtlinie fest. Die Richtlinie erfaßt vorbehalt- 
lich der Ausnahmen nach Artikel 2 alle Kreditver- 
träge zwischen einem Verbraucher und einem Kre- 
ditgeber. Ihre Vorschriften gelten sinngemäß auch 
für Verträge zwischen einem Kreditvermittler und 
einem Verbraucher (Absatz 4), da das Bedürfnis des 
Verbrauchers nach Schutz und Information inso- 
weit ebenso groß ist wie bei einem Vertrag mit 
einem Kreditgeber. 

Die Definition für „Verbraucher" und „Kreditgeber" 
sind allgemein gehalten, um der Richtlinie einen 
möglichst weiten Anwendungsbereich zu geben. Als 
Verbraucher wird nur eine natürliche Person ange- 
sehen. Dagegen erfaßt der Begriff „Kreditgeber" so- 
wohl natürliche und juristische Personen als auch 
Personenvereinigungen, sofern Kredite in Aus- 
übung einer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit 
des Kreditgebers gegeben werden. 

Die Definition „Kreditvertrag" ist ebenfalls weit. 
Mit ihr sollen sowohl Kreditverträge über die Lie- 
ferung von Sachen oder Leistungen auf Kredit als 
auch Darlehen, Überziehungskredite und andere 
Formen des Verbraucherkredits erfaßt werden. Die 
Definition erfaßt auch die Ausstellung einer Kredit- 
karte durch ein Finanzierungsinstitut, ein Waren- 
haus oder einen anderen Aussteller, also etwa 
eines Ausweises, einer Karte oder eines Legitima- 
tionszeichens, die den Verbraucher berechtigt, von 
dem Aussteller oder einem Dritten Sachen, Leistun- 
gen oder Bargeld auf Kredit zu erwerben. 

In die Berechnung des „effektiven Jahreszinses" 
sind die Zinsen und sämtliche Kosten des Kredits 
einzuberechnen. Welche dieser Kosten zu den Ko- 
sten „des Kredits" gehören, wird von Mitgliedstaat 
zu Mitgliedstaat unterschiedlich beurteilt' Zwar er- 
scheint es erforderlich, insoweit zu einer einheit- 
lichen Regelung für die Gemeinschaft zu gelangen, 
etwa durch Aufstellen einer einzigen mathemati- 
schen Berechnungsformel. Doch ist diese Harmoni- 
sierung gegenwärtig noch nicht möglich. Die Be- 
rechnung des effektiven Jahreszinses und die Ent- 
scheidung, welche Einzelkosten in die Berechnung 
einzubeziehen sind, muß daher den Mitgliedstaaten 
überlassen bleiben. 


Artikel 1 Nr. 3 stellt klar, daß ein Vertrag über die 
Lieferung von Sachen oder Leistungen auf Kredit 
auch dann als Kreditvertrag anzusehen ist, wenn die 
Kreditabrede mit dem Verbraucher nicht in dem 
Vertrag über die Lieferung selbst, sondern in einem 
rechtlich selbständigen Vertrag enthalten ist; ent- 
hält bereits der Vertrag über die Lieferung der Sa- 
che oder Leistung die Kreditabrede, so wird dieser 
Vertrag von Artikel 1 Nr. 2 c erfaßt. Nr. 3 a regelt 
die Fälle, in denen der Kreditvertrag zwischen dem 
Verbraucher und dem Lieferer selbst geschlossen 
wurde. 

Nr. 3 b erfaßt dagegen die Fälle, in denen der Ver- 
braucher mit einem anderen Kreditgeber als dem 
Lieferer einen Kreditvertrag geschlossen hat. In 
diesem Fall bezahlt der Verbraucher - rechtlich ge- 
sehen - die gelieferte Sache oder Leistung in bar 
an den Lieferer, so daß normalerweise kein Anlaß 
besteht, den Vertrag zwischen dem Verbraucher 
und dem Lieferer als Kreditvertrag anzusehen. 
Etwas anderes gilt aber dann, wenn der Kreditge- 
ber mit dem Lieferer hinsichtlich des Vertrages über 
die Lieferung von Sachen oder Leistungen zusam- 
menarbeitet. In diesem Fall sind die rechtlich unab- 
hängigen Verträge Verbraucher - Lieferer und Ver- 
braucher - Kreditgeber durch die wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit zwischen dem Lieferer und dem Kre- 
ditgeber verbunden. Deswegen ist es erforderlich, 
auch in diesem Fall den Liefervertrag als Kreditver- 
trag anzusehen, was insbesondere Folgen hinsicht- 
lich des Inhalts des Vertrages (Artikel 6) hat. Der 
Kreditvertrag unterfällt in diesem Fall ohnehin Ar- 
tikel 1 Nummer 2 c. Wann eine derartige Zusam- 
menarbeit zwischen Lieferer und Kreditgeber vor- 
liegt, hängt von den Umständen des Einzelfalles ab. 

Nummer 3 b stellt indessen nicht auf einzelne Tat- 
umstände ab, die zudem für den Verbraucher oft nur 
schwer erkennbar sind, sondern auf das objektive 
Merkmal der Zusammenarbeit. 

Eine allgemeine Abrede zur Zusammenarbeit zwi- 
schen Lieferer und Kreditgeber ist ausreichend; es 
ist nicht erforderlich, daß sich die Abrede auf einen 
bestimmten, im einzelnen gelegten Vertrag bezieht. 

Artikel 2 

Dieser Artikel erfaßt die Ausnahmen vom Anwen- 
dungsbereich der Richtlinie. Absatz 1 a nimmt im 
wesentlichen den Immobiliarkredit vom Anwen- 
dungsbereich der Richtlinie aus. In diesem Bereich 
besteht zwar ein Schutzbedürfnis des Verbrauchers, 
das wegen der Höhe der in Frage stehenden Be- 
träge meist sehr erheblich ist. Indessen sind die 
Probleme, die sich im Bereich des Immobiliarkredits 
stellen, gegenwärtig von so besonderer Art und die 
nationalen Rechtsvorschriften und -praktiken so 
unterschiedlich, daß es zweckmäßiger erscheint, die 
Vorschriften zum Schutz des Verbrauchers nicht in 
die allgemeine Regelung aufzunehmen. 

Nummer 1 b stellt klar, daß Mietverträge nicht unter 
die Richtlinie fallen. Handelt es sich indessen um 
einen Vertrag, bei dem nach Ablauf der Vertragszeit 
das Eigentum an einer gemieteten Sache auf den Ver- 
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brauche! übergeht, so unterfällt der Vertrag der 
Richtlinie, weil in diesem Fall das von dem Ver- 
braucher zu zahlende Entgelt nicht nur für die Ge- 
brauchsüberlassung der Sache entrichtet wird. 

Nummer 1 c läßt Verträge aus dem Anwendungs- 
bereich der Richtlinie herausfallen, die innerhalb 
eines kurzen Zeitraums abgewickelt werden, da in 
diesen Fällen die Gefahr einer Benachteiligung des 
Verbrauchers geringer ist. 

Wegen des besonderen Charakters der von den 
Geldinstituten eingeräumten oder zugelassenen 
Überziehungskredite schien es zweckmäßig, sämt- 
liche diesbezügliche Vorschriften in Artikel 8 (Num- 
mer 1 Buchstabe d) zusammenzufassen. 

Nummer 2 sieht ein gemeinschaftliches Verfahren 
für den Ausschluß von Kreditverträgen oberhalb 
oder unterhalb einer bestimmten Wertgrenze aus 
dem Anwendungsbereich der Richtlinie vor. 

Bei Krediten über geringe Beträge kann es etwa 
unangemessen sein, den Abschluß eines schriftlichen 
Vertrages zu verlangen. 

Artikel 3 

Dieser Artikel schreibt Mindestangaben in der Wer- 
bung vor, falls ein Kreditgeber oder Kreditvermitt- 
ler mit Zahlen oder Prozentsätzen wirbt. Die Vor- 
schrift soll sicherstellen, daß der Verbraucher nicht 
durch willkürlich herausgegriffene Einzelangaben 
über Kosten oder Zinsen des Kredits irregeführt 
wird. 

Artikel 4 

Dieser Artikel soll es den Mitgliedstaaten ermög- 
lichen, das unaufgeforderte Aufsuchen des Verbrau- 
chers zu unterbinden, mit dem dieser zum Abschluß 
eines unter diese Richtlinie fallenden Kreditvertra- 
ges, insbesondere eines Darlehensvertrages, veran- 
laßt werden soll. Derartige Geschäftspraktiken kön- 
nen für den Verbraucher besonders lästig sein, weil 
er auf den Besuch nicht vorbereitet ist und keine 
Möglichkeit hat, das ihm unterbreitete Angebot mit 
anderen Kreditangeboten zu vergleichen. Das 
Schutzbedürfnis des Verbrauchers ist auch dann vor- 
handen, wenn er mit dem Kreditgeber bereits in Ge- 
schäftsbeziehungen steht, etwa bei einer Bank ein 
Konto unterhält. 

Artikel 5 

Die Vorschrift will sicherstellen, daß der Verbrau- 
cher die Möglichkeit erhält, sich vor dem Eintritt in 
Vertragsverhandlungen mit dem Kreditgeber jeden- 
falls eine Vorstellung von den Bedingungen zu ma- 
chen, unter denen er einen Kredit erhalten kann. 
Der Verbraucher kann auf diese Weise das Ange- 
bot des Kreditgebers mit anderen Angeboten ver- 
gleichen und so selbständig entscheiden, ob er in 
Vertragsgespräche mit dem Kreditgeber eintreten 
will. Ist der Kreditgeber auch Lieferer von Sachen 
oder Leistungen, so genügt die Bekanntmachung 
an einer Stelle der Geschäftsräume. Es ist nicht er- 
forderlich, etwa in einem Warenhaus in jedem ein- 
zelnen Stockwerk Bekanntmachungen vorzusehen. 


Artikel 6 

Wegen der Bedeutung, die Kreditverträge für den 
Verbraucher besitzen, ist es erforderlich, für sie die 
Schriftform vorzusehen. Nur auf diese Weise ist 
sicherges teilt, daß der Verbraucher über den Inhalt 
des Vertrages angemessen unterrichtet wird und die 
Möglichkeit hat, aus der Vertragsurkunde selbst 
seine Rechte und Pflichten zu entnehmen. 

Auch in den Mitgliedstaaten, in denen derzeit eine 
schriftliche Form des Vertrages nicht vorgeschrieben 
ist, wird der Verbraucher gegenwärtig regelmäßig 
verpflichtet, bei Abschluß des Kreditvertrages eine 
Urkunde oder Erklärungen zu unterzeichnen, die ihn 
binden und in denen insbesondere seine Verpflich- 
tungen festgelegt sind. Nicht selten unterrichten 
diese Urkunden oder Erklärungen den Verbraucher 
aber allein über die Rechte des Kreditgebers, nicht 
jedoch auch über die Rechte des Verbrauchers. Für 
diesen wird dadurch die Möglichkeit erschwert, sich 
vor und während des Abschlusses des Vertrages 
und während seiner Laufzeit einen Überblick über 
den Gesamtinhalt des Vertrages zu verschaffen. 

Artikel 6 legt nicht fest, ob im Falle des Artikels 1 
Nr. 3 die in Artikel 6 vorgeschriebenen Angaben 
in dem Vertrag über die Lieferung einer Sache oder 
Leistung oder in dem diesen finanzierenden Vertrag 
zu machen sind. Regelmäßig ergibt sich dies aus 
der Sachlage des Einzelfalles. 

Nummer 2 stellt den Grundsatz auf, daß die schrift- 
liche Vertragsurkunde die wesentlichen Bestimmun- 
gen des Vertrages enthalten muß. Bestimmte, beson- 
ders wichtige Angaben sind ausdrücklich aufgezählt. 
Dabei wird nach den verschiedenen Arten der Ver- 
träge unterschieden. Buchstabe d enthält eine gene- 
relle Bestimmung für alle nicht ausdrücklich aufge- 
führten Arten von Kreditverträgen. 

Artikel 7 

Angesichts der erheblichen Bedeutung, die die 
schriftliche Vertragsurkunde für die Unterrichtung 
und den Schutz des Verbrauchers besitzt, muß die 
Sanktion bei einem Verstoß gegen die Schriftform 
streng sein. Nur auf diese Weise kann verhindert 
v>rerden, daß die Vorschrift des Artikels 6 Nr. 1 auch 
beachtet wird. Es ist nicht ausreichend, dem Ver- 
braucher ein Recht zu geben, den Vertrag anzufech- 
ten, falls die Schriftform nicht beachtet wurde, oder 
ihn als nicht durchsetzbar anzusehen. Denn der Ver- 
braucher, insbesondere der Verbraucher aus sozial 
weniger begünstigten Bevölkerungskreisen, kennt 
meist sein Recht, einen Vertrag anzufechten oder 
eine Zahlung zu verweigern, nicht. Und selbst wenn 
er es kennt, scheut er sich, dieses Recht auszuüben, 
weil er Unannehmlichkeiten und Zeitverluste be- 
fürchtet, insbesondere dann, wenn er mit dem Kre- 
ditgeber abgesprochen hat, den Vertrag nicht schrift- 
lich abzufassen. Um jedoch jedem Mitgliedstaat die 
Wahl der geeigneten Sanktion in Übereinstimmung 
mit seinen eigenen Rechtsvorschriften zu ermög- 
lichen, entscheidet das Recht jedes Mitgliedstaates 
über die Rechtsfolgen der Nichtbeachtung von Arti- 
kel 6. 
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Artikel 8 

In dieser Vorschrift sind die Bestimmungen der 
Richtlinie zusammengefaßt, die sich auf Überzie- 
hungskredite auf Sichtkonten beziehen, welche von 
einem Kredit- oder Geldinstitut eingeräumt oder 
zugelassen werden. Sie sieht eine gewisse Unter- 
richtung des Verbrauchers von den Kreditbedingun- 
gen vor. Der für den Fall einer unbeabsichtigten 
Überziehung genannte Zeitraum von drei Monaten 
(Nummer 3) stimmt mit der Dreimonatsfrist gemäß 
Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe c überein. 

Artikel 9 

Dieser Artikel will verhindern, daß der Kreditgeber 
bei einem Zahlungsverzug des Verbrauchers die auf 
Kredit gelieferte Sache bis zur vollständigen Bezah- 
lung des Teilzahlungspreises wieder an sich nimmt, 
dem Verbraucher damit die Gebrauchsmöglichkeit 
entzieht und ihn dennoch zur Zahlung des verein- 
barten Entgelts verpflichtet. 

Artikel 10 

Angesichts der erheblichen Bedeutung, die ein Kre- 
ditvertrag für den Verbraucher besitzt, muß es die- 
sem möglich sein, den Vertrag vorzeitig zu erfüllen. 
Für die Zeit, in der der Verbraucher den Kredit nicht 
in Anspruch nimmt, sind ihm Zinsen und Kosten an- 
teilig zurückzuerstatten. 

Artikel 11 

Diese Vorschrift stellt sicher, daß sich die Rechtsstel- 
lung des Verbrauchers bei einer Abtretung der 
Rechte aus dem Kreditvertrag an einen Dritten nicht 
verschlechtert. 

Artikel 12 

Handelspapiere sind in erster Linie zur Erleichte- 
rung der geschäftlichen Beziehungen zwischen Ge- 
werbetreibenden, insbesonderen Kaufleuten, ge- 
schaffen worden. Für den Verbraucher sind Handels- 
papiere deswegen besonders risikoreich, weil der in 
ihnen gegründete Zahlungsanspruch ohne Rücksicht 
auf die vertraglichen Rechte des Verbrauchers durch- 
gesetzt werden kann. Wechsel - mit Ausnahme von 
Schecks - sowie Eigenwechsel sollten daher nicht im 
Verhältnis Kreditgeber- Verbraucher verwendet 
werden. Die Vorschrift beschränkt daher die An- 
nahme von Handelspapieren im Bereich des Ver- 
braucherkredits. Schecks sind von dieser Beschrän- 
kung wegen ihrer Funktion als Zahlungsmittel aus- 
zunehmen. Sie erleichtern den bargeldlosen Geld- 
verkehr. Um jedoch zu verhindern, daß Schecks an- 
dere Funktionen von Handelspapieren übernehmen, 
ist ihre Verwendung als Sicherungsmittel zu ver- 
bieten. 

Die Bestimmungen dieses Artikels beeinträchtigen 
nicht die Umlauffähigkeit eines Handelspapiers, das 
den Vorschriften des Artikels 12 zuwider in den 
Verkehr gegeben wurde. Die Fassung des Artikels 
stellt vielmehr klar, daß sich das Verbot an den 
Kreditgeber wendet und es ihm und dem Verbrau- 


cher zur Pflicht macht, andere Handelspapiere als 
Banknoten oder Schecks nicht in Umlauf zu setzen. 
Die Innehaltung der Vorschrift ist von den Mitglied- 
staaten in geeigneter Weise, etwa durch verwal- 
tungsrechtliche oder strafrechtliche Maßnahmen 
sicherzustellen. 

Da die Umlauffähigkeit der Artikel 12 zuwider aus- 
gestellten Handelspapiere nicht eingeschränkt wird, 
liegt auch kein Verstoß gegen die Genfer Konven- 
tion von 1930 betreffend Wechsel und Schecks vor, 
denen die Mehrzahl der Mitgliedstaaten beigetreten 
sind. 

Artikel 13 

Diese Vorschrift betrifft den Fall der Zusammen- 
arbeit zwischen einem Kreditgeber und einem Lie- 
ferer (Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b). Sie gibt dem 
Verbraucher in zwei Fällen das Recht, Zahlungen an 
den Kreditgeber zu verweigern und geleistete Zah- 
lungen - mögen sie auch an den Lieferer geleistet 
worden sein - zurückzuverlangen. Wird eine Sache 
oder Leistung nicht geliefert, oder wird sie zwar 
geliefert, ist aber nicht von der vertraglich verein- 
barten Beschaffenheit, so kann der Verbraucher 
Zahlungen an den Kreditgeber, der mit dem Liefe- 
rer zusammenarbeitet, verweigern und geleistete 
Zahlungen zurückverlangen, sofern er ein gleiches 
Recht gegen den Lieferer besitzt. Der Kreditgeber 
kann sich daher in diesen Fällen nicht auf die juristi- 
sche Trennung des Liefervertrages und des Kredit- 
vertrages berufen. Die begrenzte Haftung des Kre- 
ditgebers ist gerechtfertigt, weil der Kreditgeber 
neben dem Lieferer auch wirtschaftlichen Gewinn 
aus den Rechtsbeziehungen zu dem Verbraucher 
zieht. 

Der Kreditgeber haftet dagegen nach der Richtlinie 
nicht für Schäden, die die gelieferte Sache an dem 
Vermögen des Verbrauchers anrichtet. Insoweit hat 
sich der Verbraucher an den Lieferer zu halten. 

Artikel 14 

Diese Vorschrift will eine bestimmte Kontrolle über 
Kreditgeber und Kreditvermittler sicherstellen. Sie 
sieht hierfür entweder ein Lizenzsystem oder ein 
System zur Kontrolle der Tätigkeit der Kreditgeber 
oder eine Beschwerdestelle für Verbraucher vor, 
die im Zusammenhang mit Verbraucherkrediten tä- 
tig wird. 

Die Vorschriften sind bewußt allgemein gehalten, 
um jedem Mitgliedstaat die Möglichkeit zu geben, 
das für ihn bestgeeignete System zu wählen. Da die 
Beschwerdestelle für Verbraucher nur wenig Mög- 
lichkeiten hat, einflußnehmend tätig zu werden, wa- 
ren die ihr zuzuweisenden Aufgaben näher zu um- 
schreiben (Nummer 2). 

Artikel 15 

Die Vorschrift verbietet das Abweichen von den in 
Ausführung der Richtlinie ergangenen Vorschriften 
im Wege vertraglicher Vereinbarung. 
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Könnte der Verbraucher auf die ihm nach dieser 
Richtlinie zustehenden Rechte verzichten, so würde 
er zu einem solchen Verzicht angesichts der über- 
legenen Verhandlungsstärke des Kreditgebers nicht 
selten gedrängt werden. 

Artikel 16 

Die Vorschrift stellt klar, daß die Mitgliedstaaten 
zum Schutz der Verbraucher weitergehende Vor- 
schriften vorsehen oder beibehalten können. Die 
vorgeschlagene Richtlinie bezweckt, das Maß an 
Verbrauchers chutz in der Gemeinschaft auf ein be- 
stimmtes Mindestniveau anzuheben, ohne es voll- 
ständig zu harmonisieren, eine Aufgabe, die gegen- 
wärtig noch nicht gelöst werden kann. 
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